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I.
DARSTELLUNG DES INTERNATIONALEN UNTERSUCHUNGSAUFTRAGS
Die Federación Internacional de los Derechos Humanos (FIDH) ist eine international anerkannte gemeinnützige Organisation, die ihrem Wesen nach regierungsunabhängig, überparteilich, nicht konfessionell gebunden und nicht gewinnorientiert ist und deren Aufgabe es ist, die Anwendung aller in der allgemeinen Menschenrechtserklärung und von den internationalen Gremien zum Schutz dieser Rechte anerkannten Rechte zu fördern.

Gegründet 1922, vereint die FIDH momentan 141 Menschenrechtsbündnisse und Organisationen in nahezu 100 Länder. Die FIDH koordiniert und unterstützt deren Aktionen, indem sie ihnen ihre Mitarbeit auf internationaler Ebene anbietet. In Mexiko gehören der FIDH die Liga Mexicana por la Defensa de los Derechos Humanos (LIMEDDH) und die Comisión Mexicana de Defensa y Promoción de los Derechos Humanos (CMDPDH) an. 

Die FIDH besitzt einen beratenden Status gegenüber den Vereinten Nationen, der OAS, der UNESCO und dem Europarat und einen Beobachterstatus gegenüber der Afrikanischen Kommission für die Rechte der Menschen und Völker.

Als ein Teil ihres Mandats, bildet die FIDH regelmäßig internationale Untersuchungs-kommissionen und Kommissionen zur Überwachung der Justiz, deren Ziel es ist, die Öffentlichkeit und die internationalen Organe mit Informationen uber Menschenrechtsverletzungen zu versorgen, dazu beizutragen, diese Rechte zu stärken und zu beschützen und dabei zu helfen, die Opfer besser zu schützen sowie die Arbeit der VerteidigerInnen der Menschenrechte zu stärken.

Der gegenwärtige Untersuchungsauftrag der FIDH fand vom 21. bis 27. September 2006 statt und wurde in der Kontinuität der früheren abgeschlossenen Aufträge der FIDH in Mexiko durchgeführt. Im April 1997 hat die FIDH eine Untersuchung zur Militarisierung in den Bundesstaaten von Guerrero, Chiapas und Oaxaca sowie im Justizapparat organisiert. Im November und Dezember 2001 hat sie einen Untersuchungsauftrag zu den Rechten der indigenen Völker durchgeführt. Im Dezember 2002 führte sie einen Untersuchungsauftrag aus zur Beobachtung der Situation der Menschenrechte in den Bundesstaaten von Chiapas, Oaxaca und Guerrero, ein Jahr nach Durchführung des vorhergehenden Untersuchungsauftrags der FIDH zur Situation der indigenen Bevölkerung in diesem Land.

II. ZIEL DES INTERNATIONALEN UNTERSUCHUNGSAUFTRAGS

Der gegenwärtige Untersuchungsauftrag der FIDH geht auf die verschiedenen Anklagen und Bitten um sofortige Aktion zurück, die die FIDH erreicht haben im Zusammenhang mit den dramatischen Ereignisen, die sich heute im Bundesstaat Oaxaca in Mexiko abspielen, wo seit mehr als 4 Monaten eine ernste Situation der Unregierbarkeit eingetreten ist und ein Bruch der Rechtslage vorliegt, der mit einer Folge schwerer Verletzungen der Menschenrechte, besonders, wenn auch nicht ausschließlich, im ökonomischen, sozialen und kulturellen Bereich, verbunden ist. 

Das Mandat zur Durchführung dieses internationalen Untersuchungsauftrags wurde Javier Mujica Petit, Anwalt und Mitglied des Programmes zum Thema Menschenrechte vom Centro de Asesoría Laboral del Perú (CEDAL) und Marta Ibero Dolla, Soziologin und Teil der Kopenhagener Initiative für Mittelamerika und Mexiko (CIFCA) erteilt. 

Der Untersuchungsauftrag hatte 4 Ziele:

(a) Die Menschenrechtssituation im Bundesstaat Oaxaca zu erfassen, konkret die Bedingungen der Ausübung von ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten (DESC) von Seiten der Bevölkerung; 

(b) Untersuchung der Geschehnisse im Bundesstaat von Oaxaca seit dem 22. Mai 2006, als der Streik von Teilen der Arbeiter der Sektion 22 der nationalen Gewerkschaft der Arbeiter des Bildungssektors (SNTE) begann bis zu den letzten Ereignissen. Konkret: die Untersuchung der Geschehnisse während der Vertreibung der Besetzer des Zócalos in der Stadt Oaxaca am 14. Juni 2006, sowie die Feststellung der Existenz von möglichen Verletzungen des Rechts auf Leben und auf Unversehrtheit der Person, Entführungen, Folterungen, willkürlicher Verhaftungen oder extremer Ausübung von Gewalt und Repression gegenüber den Medien, die Bestandteil der Anzeigen an die FIDH waren; 

(c) Untersuchung der Aktionen, die vom Bundesstaat Oaxaca oder der Bundesregierung im Zusammenhang mit diesen Vorfällen unternommen wurden; 

(d) Formulierung von Empfehlungen, die der momentanen Situation aus der Sichtweise der Unterstützung, Respektierung und Garantie aller Menschenrechte Rechnung tragen;

Die logistische Organisation dieses Untersuchungsauftrages wurde von der Liga Mexicana de Defensa de los Derechos Humanos (LIMEDDH) und der Comisión Mexicana de Defensa y Promoción de los Derechos Humanos (CMDPDH) durchgeführt, beides Mitglieder der FIDH in Mexiko, die die Arbeit der Zivilgesellschaft und Behörden im Bundesdistrikt von Mexiko und in Oaxaca koordinierten.

III.
ABLAUF DER UNTERSUCHUNG

Die Untersuchung erstreckte sich sowohl auf den Bundesdistrikt Mexiko-Stadt als auch auf Oaxaca. In Oaxaca hat sich die Kommission mit Interviews der zuständigen Beamten der Oberstaatanwaltschaft (PGR), des Ministers zum Schutz der Bürger sowie mit den zuständigen leitenden Beamten der stellvertretenden Behörde der Menschenrechte der Exekutive des Bundesstaates von Oaxaca befasst. 

Es wurden auch Arbeitstreffen durchgeführt mit den Familien der Ermordeten und mit Personen, die entführt, willkürlich verhaftet oder gefoltert wurden, mit Gewerkschaften, Bauerngruppen, indigenen Gruppen, Studentengruppen, Frauengruppen und Gruppen zur Stärkung der Menschenrechte. 

Die Kommission hat Interviews gemacht mit Frau Florina Jiménez Lucasviuda, Witwe des Herrn Eleuterio José Jiménez Colmenares, ermordet am 10 August 2006; ausserdem mit Herrn David Sam Pablo Cruz, Sohn von Herrn Lorenzo Sam Pablo, ermordet am 21 August 2006. In gleicher Form hat die Kommission ein Arbeitstreffen herbeigeführt mit Frau Aída Hernández Díaz, Leiterin des Erziehungswesens in der Gemeinde von San Lorenzo de Cacaotepec, Ocotlan, die Opfer ständiger Belästigung durch Teile der Beamtenschaft ihrer Gemeinde war, die Verfolgung und Bedrohung ihres Lebens und der persönlichen Integrität betrieben. Diese Geschehnisse schreibt sie dem Missfallen an ihrer intensiven Sozialarbeit in der Gemeinde zu. Es wurde auch der Sohn von Frau Florina Jiménez Lucas, Herr Isaac Mauricio Ambrosio Hernández interviewt, der ebenfalls berichtete, dass er Opfer von Belästigung, Schlägen und willkürlichem Druck der Justizbehörde durch Teile der Beamtenschaft der gleichen Gemeinde wurde. 

Die Kommission interviewte auch Herrn Leobardo López Palacios, der zusammen mit dem Lehrer Germán Mendoza Nube am 9 August 2006 entführt wurde; sowie die Herren Eliel Vásquez Castro, Juan Gabriel Ríos und Elionai Santiago Sánchez, die auch in der Nacht vom 9. August 2006 wie auch Frau Yazmaya Cruz Guerra, Frau von Herrn Ramiro Aragón Pérez, am 10. August 2006 ,entführt wurden.

Als Teil des Auftrags hat die Kommission die Gefängnisse von Cuicatlán und Zimatlán besucht. In den genannten Gefängnissen hat die Kommission Interviews durchgeführt mit den Personen, die aufgrund verschiedener Vorwürfe inhaftiert wurden und die sie als Angeklagte vorfanden. Im Gefängnis von Cuiclatán hat die Kommission Herrn Ramiro Aragón Pérez interviewt und in Zimatlán Herrn Erangelio Mendoza González.

Die Untersuchungsarbeit gipfelte in einer ersten Pressekonferenz, in Oaxaca am 25. September 2006. In dieser wurden die ersten Eindrücke und erste Empfehlungen der Kommission vorgestellt und bald darauf wurde eine weitere Pressekonferenz im Sitz von LIMEDDH am 27. September 2006 abgehalten. 

Auf dieser letzten Pressekonferenz hat die Kommission der Öffentlichkeit ihre grundsätzlichen und abschließenden Beobachtungen zur Menschenrechtssituation in Oaxaca und ihre Vorschläge für die Bundesstaats- und Bundesbeamten der Öffentlichkeit vorgestellt.

IV.
DANKSAGUNGEN

Die FIDH drückt ihren tiefen Dank all den Personen aus, die in Vertretung der Bundes- und Bundesstaatsbeamten, der indigenen Bevölkerung und der Organe der Zivilgesellschaft das Ersuchen der Kommission befolgt und mit ihren Informationen, Meinungen und Vorschlägen das Gelingen der geplanten Ziele erleichtert haben.

Insbesondere bedanken sich die Mitglieder der Kommission für die wertvolle Unterstützung durch den mexikanischen Teil der FIDH, und im besonderen für den kontinuierlichen Beitrag der Kameradinnen Yéssica Sánchez Maya und Marie Tpo von LIMEDDH und der Kameraden Adrián Ramírez und Fabián Sánchez von der LIMEDDH beziehungsweise von der CMDPDH. 

V. ZUM GEOGRAPHISCHEN, SOZIALEN UND ÖKONOMISCHEN

KONTEXT VON MEXIKO

Die mexikanische Republik liegt im Norden des amerikanischen Kontinents, im Norden angrenzend an die USA und im Südosten an Guatemala und Belize.

Die Landesfläche beträgt 1.964.375 Km², davon sind 1.959.248 km² Landmasse und 5.127 km² Inseln.

Der Verfassung nach ist Mexiko eine repräsentative und demokratische Bundesrepublik mit der Gewaltenteilung in Exekutive, Legislative und Judikative.

Die mexikanische Republik besteht aus 32 administrativen Teilen, davon sind 31 freie und souveräne Bundesstaaten und einer ist Bundesdistrikt. Der Bundesdistrikt wird auch Mexiko-Stadt genannt und ist die Hauptstadt der mexikanischen Republik. Dort befindet sich der Sitz der drei Gewalten. 

Mexiko hat heute 97,4834 Millionen Einwohner und erreicht dadurch Platz 11 der am meisten bevölkerten Länder der Welt. Der Anteil der Männer liegt bei 48.7% gegenüber 51.3% Frauen. In Bezug auf die Altersstruktur ist die mexikanische Bevölkerung jung, 1997 war der Anteil der unter 15jährigen bei 34.9%. 

Die indigene Bevölkerung wird auf 10.597.488 geschätzt. Die Hälfte der Indigenen sind Analphabeten, 59% der Kinder sind kleinwüchsig. 3,7 Millionen der Indigenen leben in ländlichen Regionen. Die Mehrheit, 80%, konzentriert sich auf die Bundesstaaten im Südosten des Landes: Oaxaca, Veracruz, Chiapas, Puebla, Guerrero und Yucatán. Die Bedingungen, unter denen sie historisch bedingt leben, die meisten von ihnen Mitglieder eines indigenen Volkes, sind Ausgrenzung, Diskriminierung, Analphabetismus und extreme Armut, was sich in einer grundlegenden Ignoranz des Staates in Bezug auf die Grundbedürfnisse nach Wohnung, Essen, Bildung und dem Recht auf ihr eigenes Territorium, die eigene Sprache und Traditionen als Teil ihrer kulturellen Identität, manifestiert.

56.6% der Bevölkerung mit 12 Jahren oder älter, gehört zur ökonomisch aktiven Bevölkerung (PEA), das sind 38.344.658 Personen. Auch wenn die Geschlechtertrennung bei der Arbeit vorherrscht, bildet die Teilnahme der Frauen am Arbeitsleben die wichtigste Veränderung für den Arbeitsmarkt. Im Jahre 1930 nahmen nur 240tausend Frauen am Arbeitsmarkt teil, heute sind es 13,3 Millionen.

VI.
DARSTELLUNG DER MENSCHENRECHTSSITUATION IN MEXIKO

Heutzutage ist der Staat Mexiko Mitglied der wichtigsten internationalen Einrichtungen zum Thema Menschenrechte. Unter anderem ist Mexiko Mitunterzeichner des internationalen Vertrages für bürgerliche und politische Rechte (PIDCP) und dessen 2 Zusatprotokollen; des internationalen Abkommens zu den ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten (PIDESC); des amerikanischen Abkommens über Menschenrechte und dessen Zusatzprotokollen im Zusammenhang mit den ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten (Protokolle von San Salvador), des weiteren des Abkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche und demütigende Handlungen, des amerikanischen Vertrags zur Verhinderung und Bestrafung von Folter, Artikel 87 (Gewerkschaftsfreiheit), 100 (Gleichheit der Bezahlung), 105 (Verbot der Zwangsarbeit), 111 (Verbot der Diskriminierung), 169 (Rechte der Ureinwohnervölker) und 182 (Abschaffung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit) der internationalen Arbeiterorganisation (ILO), und anderer Abkommen von ähnlicher Bedeutung. 

Im Dezember 2001 hat der mexikanische Kongress der Ratifizierung bzw. dem Beitritt zum interamerikanischen Abkommen über durch Gewalt verschwundene Personen zugestimmt und die aufgrund verschiedener Verträge festgelegte Kompetenz des Komitees, Anzeigen von einzelnen Personen als Opfer von Menschenrechten entgegenzunehmen, anerkannt.

Die Abkommen, die Mexiko während der letzten Regierungszeit von Präsident Fox zum Teil umgesetzt hat, sind: Das interamerikanische Abkommen über durch Gewalt verschwundene Personen, das Abkommen über die Unverjährbarkeit von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, das Protokoll des Abkommens über Kinderrechte bezüglich des Verkaufs von Kindern, Kinderprostitution und den Missbrauch von Kindern in der Pornographie, das Protokoll des Abkommens über Kinderrechte bezüglich der Teilnahme von Kindern an bewaffneten Konflikten, das Protokoll des internationalen Vertrages über bürgerliche und politische Rechte, das Protokoll des Abkommens zur Eliminierung aller Formen der Diskriminierung von Frauen, sowie das Protokoll gegen Folter und andere grausame, unmenschliche und erniedrigende Behandlungen. 

Mexiko hat auch die Kompetenzen des Ausschuss zur Abschaffung der Rassendiskriminierung und des Ausschusses gegen Folter anerkannt. In gleicher Form hat Mexiko die Vorbehalte und Deutungserklärungen, die gegenüber diversen Menschenrechtsverträgen Vorrangigkeit besaßen, überarbeitet und nach Zustimmung des Senats des Bundeskongresses teilweise die Erklärung und den Vorbehalt gegenüber des amerikanischen Vertrags über Menschenrechte dank der aktiven Arbeit des Ministers für Kulte und öffentliche Ausübung von religiösen Kulten, sowie die Vorbehalte zum Artikel 25-b der internationalen Verträge zu den bürgerlichen und politischen Rechten, wiederum dank der aktiven Arbeit des Ministers für Kulte zurückgezogen.

Gemäß der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ist es nicht möglich, das Ideal zu verwirklichen, ein freier Mensch zu sein, der zivile und politische Freiheit auskosten kann und frei von Furcht und Elend ist, wenn gleichzeitig Bedingungen geschaffen wurden, die es unmöglich machen, dass jeder seine bürgerlichen und politischen Rechte genauso wie die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte genießen kann. 

Zahlreiche internationale und nationale Einrichtungen zum Schutz der Menschenrechte haben durch verschiedene Berichte und Mitteilungen darüber informiert, dass die Menschenrechtssituation in Mexiko immer noch besorgniserregend ist
.

Die Aussage der im Jahre 2003 vom Hochkommisiariat für Menschenrechte der Vereinten Nationen durchgeführte Untersuchung ist:
 

“Die Existenz eines schwerwiegenden Problems im Justizwesen spiegelt sich wider in den Angaben der Berichte von 2002 durch die meisten Bundeskommissionen für Menschenrechte und die nationale Kommission für Menschenrechte, die feststellen, dass die Generalstaatsanwaltschaft als am häufigsten verantwortlich für Menschenrechtsverletzung angegeben wird. 

Das Fehlen fairer Prozesse in Mexiko verhindert, dass die Gesellschaft die Gewissheit haben kann, dass die Bestraften auch wirklich eine Tat begangen haben. Gleichzeitig bedeutet dieser Mangel, dass es möglich ist, Menschen aus politischen Gründen zu inhaftieren, indem ihnen gewöhnliche Delikte zugeschrieben werden”.

Genauso bezieht sie sich auf die Aspekte der Einzelhaft, Folter und grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlungen. Die gleiche Studie dazu: 

“Die Gesetzgebung gegen Folter, die im Staat sowie in den meisten Gesetzgebungen der Bundesstaaten eingeführt wurde, war ein wichtiges Signal, aber nicht genug, um dieses Übel zu bekämpfen, denn trotzdem besteht es noch fort.. Die Informationen durch den Berichterstatter für Folter der Vereinten Nationen, Sr. Nigel Rodley, sagen aus, dass Folter eine weit verbreitete Praxis in Mexiko ist”.

Die Bedingungen für die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte (DESC) sind nicht besser. Die DESC, genauso wie die bürgerlichen und politischen Rechte, sind ein untrennbarer Teil des internationalen Rechts auf die Menschenrechte, wie sie in der internationalen Erklärung der Menschenrechte PIDESC, in der amerikanischen Erklärung zu den Rechten und Pflichten des Menschen, in der Erklärung über Soziale Garantien, der amerikanischen Erklärung zu Menschenrechten und im Zusatzprotokoll von San Salvador stehen. 

Wie die Deklaration von Quito über die Einklagbarkeit der DESC bekräftigt, werden diese Rechte aus der Anerkennung der Würde des Menschen und dessen Möglichkeiten zur Teilhabe an der Entwicklung geboren, weswegen “sie die Gesetze, die die Politik und die Aktivitäten der Regierung und anderer Handelnder mit Blick auf ihre volle Verwirklichung leiten müssen, genauso wie die Basis jener anderen in Frage stellen müssen, die ihre Würde bedrohen.”
. 

Es ist wichtig, darauf aufmerksam zu machen, dass die Strafffreiheit für die Verletzung der bürger -lichen und politischen Rechte genauso wie die Verletzung der DESC einen Angriff auf den inneren Frieden in den Bundesstaaten ist und einen der Gründe für die öffentliche Unsicherheit darstellt, auf die oft mit der Militarisierung der Polizei und der Repression der sozialen Proteste geantwortet wird, wodurch unvermeidbar eine noch stärkere Verschlechterung der Menschenrechtssituation eintritt. 

Das Komitee für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen
 hat bei der Untersuchung zur Durchführung des internationalen Paktes für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte von Seiten Mexikos in seinen Sitzungen im Mai 2006
 seine Besorgnis darüber ausgedrückt, dass, trotz verstärkter Anstrengungen, die Armut zu beseitigen, mehr als 40 Millonen immer noch in Mexiko in Armut leben, insbesondere die Gemeinden mit indigener Bevölkerung und mit anderen benachteiligten und diskriminierten Individuen und Gruppen, wie die der indigenen Frauen, der Landarbeiter, der Arbeiter aus dem informellen Sektor und der Alten. Die Kommission bemerkt, dass die Situation im Zusammenhang mit der ungleichen Verteilung der Reichtümer unter den Bundesstaaten des Nordens und des Südens sowie zwischen den ländlichen und städtischen Gebieten innerhalb der Bundesstaaten gesehen werden muss.

Das Komitee für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte hebt hervor, dass ungefähr 40% der arbeitfähigen Bevölkerung, so die zur Verfügung stehenden Berichte, im informellen Sektor arbeiten. Dort gibt es keine Rechte oder Soziale Absicherung, die Mindestlöhne sind besonders niedrig, besonders bei den Frauen und den Indigenen und es gibt einen grossen Anteil von unter 16jährigen, die vor allem im Agrar- und Industriesektor unter schlechten und gefährlichen Bedingungen arbeiten. Sie machten gleichfalls auf die schlechten Arbeitsbedingungen der indigenen Arbeiter aufmerksam; auf die Zunahme von Praktiken, die der Ausübung von fundamentalen Rechten in den Maquiladoras widersprechen und auf die Existenz von starken Restriktionen, was das Recht auf freie Gewerkschaften anbelangt, sowie darauf, dass ungefähr die Hälfte der mexikanischen Bevölkerung keine Sozialversicherung oder soziale Unterstützung hat.

Das Komitee bemerkte auch, dass es an Hauptschul- und Oberschullehrern in den Schulen besonders in den entlegenen und von Indigenen bewohnten Gebieten mangelt, dass die schulische Förderung für Kinder von Indigenen gering ist, ihre schulischen Leistungen im Vergleich mangelhaft sind, eine erhöhte Analphabetisierungsrate in diesen Gebieten herrscht und ein beschränkter Zugang zur Bildung im speziellen für die Kinder von Indigenen besteht. Das Komitee beobachtete mit Besorgnis, dass weder das Urheberrecht noch andere mexikanische Gesetze die Urheberschaft der Indigenen für ihr kollektives Wissen und ihr kulturelles Erbe schützen.

Nachdem das Komitee seine Informationen durch die des Komitees für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen vom 12 Mai 2006 der Espacio DESC (ED), mexikanischer Teil der interamerikanischen Plattform für Menschenrechte, Demokratie und Entwicklung (PIDHDD)
, vervollständigt hatte, machte es seine Empörung und Ablehnung der repressiven und kriminalisierenden Strategie, die von Beamten in verschiedenen Zonen des Landes durchgeführt wurde, deutlich.

Der ED führte an, um die momentane Zunahme der staatlichen Repression und Gewalt zu verstehen “(…) ist es wichtig zu bemerken, dass während der Regierung der Partido Acción Nacional (PAN) die Konfliktsituationen in Mexiko zugenommen haben. Dies geht zu Lasten des Regierungsapparates, der unfähig war, konkrete Lösungen für die legitimen Forderung der Bevölkerung anzubieten, sowie die fundamentalen Rechte zu schützen und zu garantieren, insbesondere die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte (DESCA). “

In der Erklärung vom Treffen DESC heißt es: “(…) die Zunahme der extremen Armut, die sich während der Regierungszeit von Fox zuspitzte, die generelle Arbeitslosigkeit, die Ausbeutung, die Diskriminierung und das Fehlen von Spielraum für soziale Beteiligung haben zur Folge, dass die Unzufriedenheit der verschiedenen Bürgergruppen, die eine Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse und Verteidigung ihrer Menschenrechte fordern, zugenommen hat. Als Antwort erhalten diese Gruppen eine brutale Repression”. 

VII.
DER BUNDESSTAAT OAXACA

Der Bundesstaat Oaxaca liegt im Südwesten von Mexiko und hat 3.228.895 Einwohner. Zusammen mit Chiapas und Guerrero ist er einer der ärmsten Bundesstaaten des Landes. Mehr als die Hälfte der ökonomisch aktiven Bevölkerung (PEA) lebt von weniger als dem gesetzlichen Mindestlohn oder hat gar keine Einnahmen. Dieses erklärt unter anderem, warum Oaxaca der Bundestaat mit der höchsten Migrationsrate in den Nordwesten oder die USA ist.

Oaxaca ist gleichzeitig einer der mexikanischen Bundesstaaten mit der grössten Biodiversität und ethischen und kulturellen Vielfalt. So leben im Bundesstaat die Völker Amuzgos, Cuicatecos, Chatitos, Chinantecos, Chocholtecos, Chontales, Huaves, Ixcatecos, Mazatecos, Mixes, Mixtecos, Nahuas, Triquis, Zapotecos und Zoques
, zusammen mit Afrostämmigen. Von den 570 Bezirken, die Oaxaca bilden, haben 418 eine starken indigenen Anteil (53% der gesamten Ureinwohner des Landes), und wenigstens ein Drittel des Bundesstaates konserviert und benutzt ihre Ursprache. 

Der Besitz des Landes ist zum Grossteil kommunal (45 %), und 27% sind unter ejidalem
 Besitz und nur 28,5 % sind Privateigentum. Die Nutzbarkeit dieser Ländereien wird gemindert durch: wiederkehrende Dürre, fehlende Kredite, Substitutionen und Hilfe durch den Bundesstaat sowie Fehlen von technischer Hilfe und Sicherheitsmaßnahmen. All das führt zu einer geringen Produktivität, spärlichen und wenig rentablen Ernten und zur Ausbreitung der Armut auf dem Land. 

Um die Sache noch mehr zu verkomplizieren, ist das oaxacenische Land betroffen von überlieferten Grenzkonflikten bei den Ländereien und von den Folgen der Verfassungsreform, die kurz nach der Veränderung des Artikels 27 der Verfassung zu einem Anstieg von Verkäufen und Spekulationen der kommunalen und ejidalen Ländereinen geführt hat, so dass das beste Land in den Händen von Transnationalen Konzernen ist.

Zusätzlich zu dem bereits Gesagtem kommt noch der Einfluss durch die Realisierung von Megaprojekten und Touristen- oder Industriegebieten mit dem Inkraftreten des Plan Puebla Panamá
, die im Territorium der Ureinwohner ohne Beteiligung, Befragung und Information der betroffenen Bevölkerung und mit schweren Konsequenzen für das Leben der Gemeinde und die Umwelt um sie herum durchgeführt wurde. In Oaxaca sticht in diesem Zusammenhang das Megaprojekt der Landenge ins Auge, das den Verkauf des ökologischen Parks beinhaltet, das Touristengebiet der Pazifikküste, das Textilgebiet Guerrero-Oaxaca, sowie die Projekte vom Papaloapanischen-Becken, die dominikanische Route in der Region Mixteca, die Privatisierung des Zeremonialzentrums Monte Albán in den Zentraltällern, etc., beinhaltet. 

VII.
DIE MENSCHENRECHTE IM BUNDESSTAAT OAXACA

Die internationale Untersuchung, die vom FIDH im Dezember 2002
 durchgeführt wurde, kommt zu dem Schluss, dass “(…) in Oaxaca die grundsätzlichen Risikosituationen sich mit einer prekären Situation der ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte der Bevölkerung verbinden und eine besondere Verletzlichkeit der Frauen und der indigenen Bevölkerung in allen Gebieten besteht.”

Außerdem stellt die Kommission fest, dass “weitere Probleme entstehen durch die Besonderheit des Gefängnissystems und besonders durch die Überfüllung, unter der viele Häftlinge leiden, wobei man dennoch die Bemühungen der Regierungsbeamten und der Gefängnisaufsicht anerkennen muss, die Empfehlungen, die von den nationalen und bundesstaatlichen Menschenrechtskommissionen formuliert worden sind, darunter der Bau einer neuen bundesstaatlichen Haftanstalt, einzuhalten.”

Die Kommission der FIDH drückt des weiteren ihre Besorgnis aus, weil es Klagen aus den Gefängnissen gab über “(…) die unrechtmässige Behandlung von Minderjährigen (Mädchen und Jungen) von Seiten einiger Gefängniswärter, wenn die Kinder ihre eingesperrten Väter oder Mütter besuchen wollen. So wurde die Kommission darüber informiert, dass diese Kinder teilweise ohne die Anwesenheit ihrer Erziehungsverantwortlichen durchsucht wurden, was im Gegensatz zu den Empfehlungen der Kommission für Menschenrechte des Bundesstaates steht.”.

Die bei der internationalen Untersuchung der FIDH interviewten Gemeinden und Organisationen gaben weiter an “die fortbestehende Verletzung der garantierten Justizrechte sowie das Fehlen eines Pflichtverteidigers, die Bedrohung von Verteidigern, besonders von Verteidigern der Indigenen, die Prozessverschleppung, die Häufung von Fällen der Einschüchterung, Bedrohung und Folterung, die Abwesenheit von Übersetzungen von Gerichtsschreiben und die Stigmatisierung, die zur Kriminalisierung der Gemeindeleiter führt”. 

Im Bereich der Justiz haben sie viele Anzeigen erreicht über “das Fortbestehen der Unwissenheit der Staatsanwaltschaften und Verwaltungsbeamten der Justiz über die indigenen Gewohnheiten und Gebräuche und ihre Verpflichtung, diese zu respektieren”.

Die Kommission kennt des weiteren Klagen über “(…) die Existenz von paramilitärischen Gruppen, die die Funktion der "Auslieferer" (Anzeiger) von Leitern der Gemeinden haben und dass Vorwürfe gegen sie “fabriziert” werden”.

In ihrem VIten Bericht über die Situation der Menschenrechte in Oaxaca
, vorgestellt am 30. Januar 2006, berichtet die Red Oaxaqueña de Derechos Humanos ihrerseits: 

“Die Armut in Oaxaca ist einer der besorgnisseregendsten Punkte im Zusammenhang mit den ökonomischen und sozialen Rechten, jetzt hat sich dieses auch durch die ökonomische Krise, die der Bundesstaat durchmacht, verstärkt und jedesmal mehr werden zum Grossteil Frauen und Kinder davon betroffen.

In Übereinstimmung mit den Daten von SEDESOL leben 73% der Bevölkerung von Oaxaca in extremer Armut (Ernährungsmangel), das heisst, sie haben nicht genug zum Überleben, da ihr Einkommen weniger als 2000 Pesos (150 Euro) beträgt; 82.2% sind mit kärglichen Mitteln konfontriert, das heisst, dass das Einkommen geringer als 3000 Pesos (210 Euro) monatlich ist, was die Ausgaben für Gesundheit und Bildung einschränkt. Schließlich leben 91.4% der Bevölkerung von Oaxaca in Erbarmut, sie haben eine geringere Einnahme als 5000 Pesos (360 Euro) und können in Bezug auf Güter und Dienstleistungen, was den Basiskomfort angeht, kein würdiges Leben führen.

Die Ausgrenzung ist eines der verwurzelsten Kennzeichen im Bundesstaat. Von seinen 570 Bezirken herrschte im Jahr 2000 in 31.9% eine sehr hohe Ausgrenzung und in 48.4% eine hohe, das bedeutet, dass 80.3% der Bezirke unter Dienstleistungsmängeln wie zum Beispiel Abwasserentsorgung, Elektrizitäts- und Leitungswasserversorgung leiden und außerdem ein hoher Anaphabetenanteil besteht. Das Gesagte bildet eine prekäre Struktur voller Möglichkeiten, die menschliche Entwicklung zu behindern.

Oaxaca bleibt einer der Bundestaaten mit der größten Rückständigkeit im Land, sein Index der menschlichen Entwicklung (IDH) ist der zweitniedrigste im Land; die Rückstände in der Bildung, der Gesundheit und im Einkommen sind Teil dieser Realität. Von den 15 Bezirken mit dem niedrigsten IDH in Mexiko gehören sieben zu Oaxaca.

Die Migration der Ureinwohner ist ein strukturelles Phãnomen, es entwickelt sich in einer beachteiligten und prekären Situation, in der sie in grosser Armut und Diskriminierung leben. Verschlechtert wird die Situation der Menschenrechte angesichts der äußeren Bedingungen der Entwurzelung und Unsicherheit mit der sie konfrontiert sind. Es zeigt sich, dass die sozialen Programme es weder geschafft haben, den Prozess der Verarmung noch die Entlassungen von Arbeitern in den Regionen von Oaxaca aufzuhalten.

Zu diesem Stand trägt das Fehlen von Mitteln und Krediten, die starke Zerteilung des Landes, die schlechte Qualität der Erde, die geographische Verstreuung und die Existenz von mehr als 11tausend Orten bei. Die ökonomische Krise hat auch die spärlichen Arbeitsquellen betroffen, eine Situation, die nahezu 2 Millionen Oaxacener aus dem Land getrieben hat”.

Das gleiche Netzwerk berichtet in Bezug auf den politischen Kontext, der im Bundesstaat Oaxaca herrscht, dass am 1. Dezember 2004 Herr Ulises Ruiz Ortiz (2004-2010) nach einem umstrittenen Wahlverfahren, das schließlich vor Gericht entschieden wurde, an die Regierung gekommen ist.”

Einigen Quellen folgend sagt das Netzwerk, 

“(...) das Fehlen der Legitimität der jetzigen Regierung hat für eine autoritäre Haltung auf Seiten der Regierung geführt. Sein Motto “De cara a la Nación” und “Con Unidad”, scheint sich nicht auf die Bevölkerung anwenden zu lassen, wo die Risse durch politische und soziale Polarisierung sowie durch politische Repression sich verstärkt haben.

Die Vereidigung des neuen Gouverneurs (genannt “toma de protesta” in Mexiko), die im Auditorium Guelaguetza der Stadt Oaxaca statt in einem öffentlichen Raum durchgeführt wurde und die außerdem unter verstärktem Schutz durch die verschiedenen Abteilungen der Polizei des Bundesstaates stand, markierte eine neue Etappe in der Beziehung zwischen Regierung und Gesellschaft. 

Die momentane Administration hat den Sitz der zentralen Gewalten des Bundesstaates (Exekutive und Legislative) aus dem Zentrum der Stadt verlegt, ein Fakt, den die Bevölkerung als symbolische Enteignung von Seiten der Regierung sieht”
.

Die gleiche Quelle, 

“(...) die legislative Agenda enthält sogar einige wichtige Projekte, wie die Transparenz in der Regierungsausübung, den Zugang zu öffentlichen Informationen und die Rechnungsoffenlegung. In gleicher Form wird von der bundesstaatlichen Kommission für Menschenrechte in Bezug auf die Menschenrechte das Fehlen einer Gesetzesreform bemängelt, deren Umsetzung einen Fortschritt für die Verwirklichung und den Schutz der Menschenrechte im Bundesstaat Oaxaca bedeuten würde. Vom “Colectivo por la Democracia” aus gesehen, bedeutet der momentane Stand der Dinge, dass die Gesetzlichkeit nicht garantiert wird für: 

a) die volle Autonomie der Leitung und des Haushaltsplans der Bundesstaatskommision der Menschenrechte in Oaxaca (CEDHO), b) es gibt kein klares Verfahren für die Wahl des Ombudsmannes, genauer gesagt, für die Erstellung eines adäquaten Profils für den, der die Verantwortung trägt, das ihm auch eine Intervention in die Zivilgesellschaft erlauben würde; c) die aktuelle Struktur der CEDHO erlaubt keine größere thematische und geographische Abdeckung für die Verteidigung und Stärkung der Menschenrechte im Bundesstaat Oaxaca, was stark die Funktion und Kompetenz der genannten Organisation einschränkt.

Das Ausbleiben institutioneller Antworten auf die Forderungen der indigenen Völker und sozialen Gruppen hat zu einer aktiven Mobilisierung der bürgerlichen und sozialen Organisationen zur Verteidigung dieser Rechte geführt. Die Antwort des Bundesstaates ist durch selektive Repression gekenzeichnet, die im letztem Jahr zu einer Verschlimmerung und Steuerung von verschiedenen Verletzungen der bürgerlichen und politischen Rechte, sowie der Rechte der indigenen Völker und der ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte im Allgemeinen geführt.

Der politische Wettbewerb um die lokale Macht wurde von einer repressiven Antwort begleitet, die besonders die Rechte begünstigt. Dadurch wurde nicht verhindert, dass die Anzahl der landwirtschaftlichen, politischen und sozialen Konflikte sich vermehrt und verschlimmert haben. Um das Ganze noch zu verschlechtern, überwiegt die Straffreiheit als Konsequenz in Oaxaca, besonders aufgrund einer Justizverwaltung, die stark zur Indifferenz neigt und damit eine schwache bundesstaatliche Einrichtung darstellt.

Es besteht eine politische Krise und eine Serie von sozialen Erschütterungen, die dafür sorgen könnten, dass der Bundesstaat, in dem die Menschenrechtsverletzungen das ganze Jahr 2005 über konstant blieben, unregierbar wird.“

Für ihren Teil gibt die Abteilung von LIMEDDH aus Oaxaca der internationalen Kommission der FIDH zur Erfüllung ihres Untersuchungsauftrags als wichtige Aspekte an:, 
“Im Süden des Landes hat sich die Situation der Verletzung der Menschenrechte verschärft und verstärkt. Die Menschenrechtssituation, die momentan im Bundesstaat von Oaxaca herrscht, ist ein beispielhaftes Szenario für das, was sich auf nationaler Ebene ereignet, weil in diesem Gebiet ein Klima der offenen und systematischen Verletzung der Menschenrechte bestehen bleibt. Diese Situation ist extrem schwerwiegend geworden und schafft Bedingungen, die das friedliche Zusammenleben, die Regierbarkeit und die institutionelle Ordnung in Oaxaca ernsthaft gefährden. Seit August 2005 haben wir dem Senat, der nationalen Kommission für Menschenrechte (CNDH) und dem Regierungssekretariat unsere Besorgnis ausgedrückt darüber, dass die verfassungsgemäßen und legalen Prinzipien durch die Regierungsorgane beeinträchtigt werden, haben unsere Beunruhigung darüber geäußert, dass der Rechtsstaat ständig durch die eigenen öffentlichen Funktionäre und Beamten verletzt wurde und haben unsere Empörung kundgetan angesichts der Erniedrigung der menschlichen Würde und der vielen Verletzungen der Menschenrechte in unserem Bundesstaat”. 

Die Schilderung des Kollektivs für Demokratie vom 3. August 2005, in der eine Auflistung der Menschenrechtsverletzungen und Situationen, die eine Verschlechterung der konstitutionellen Garantien des Bundesstaat Oaxaca bewirken könnten, könnte wie folgt zusammengefasst werden:

“Angriff auf freie Meinungsäußerung: Überfall auf das Papier- und Farbengeschäft der Zeitung “Noticias”, sowie die Entführung von 31 Arbeitern dieser Zeitung, sowie der gewaltsame Einbruch in die Einrichtungen dieser Zeitung unter dem Vorwand eines Streikes, durchgeführt von nicht zur Zeitung gehörigen Personen, die fortwährende Belästigung der unabhängigen Zeitungsverkäufer durch die Bundespolizei beim Zeitungsverkauf, all dies zeigt einen der stärksten Angriffe auf die Meinungsfreiheit, den es in diesem Bundesstaat gab.

Illegale Verhaftung von sozialen Führern: Die Anzahl der politischen Gefangenen dieser Regierung ist noch unbekannt. Um Einige zu nennen: Von der Organisation Consejo Indígena Popular Oaxaqueño “Ricardo Flores Magón” (CIPO) wurden während der Vertreibung vom Dezember 2005 23 Personen verhaftet; von der Organisation Coordinadora Magonista (COMPA) wurden zu Beginn des Konflikts im Bezirk Santiago Canica 7 Menschen verhaftet; vom Movimiento Ciudadano Juquileño wurden nach der gewaltsamen Vertreibung des Bezirksparlaments 69 Personen verhaftet; im Bezirk San Juan Lalana, wurden während einer Demonstrationskarawane zur Stadt von Oaxaca, die die Respektierung ihrer politischen Rechte forderte, 19 Personen verhaftet; von der Frente Popular Revolucionario (FPR) wurden 5 Personen verhaftet; von der Frente Único Huautleco (FUH) und dem Bezirk Mazatlán Villa de Flores wurde jeweils eine Person verhaftet. Alle diese Verhaftungen haben politische Motiven oder einen Zusammenhang mit sozialen Wiederstandbewegungen”.

Politische Rechte und freie Wahlen: Zwischen 2000 und 2006 wurden 5 Gemeinderäte in der gleichen Anzahl der Bezirke des Bundesstaates gebildet, die angesichts der Verletzung ihres Rechts auf freie Wahl ihrer Amtsinhaber keine andere Möglichkeit hatten, als ihre eigenen Vertreter abseits von den Bundesstaatsinstitutionen zu benennen. Die Gemeinden waren: Jalapa del Marqués, San Blas Atempa, Santa Catarina Juquila, San Juan Lalana und Mazatlán Villa de Flores. Gemeinderäte, die gewaltsame Vertreibungen und Gewaltakte von Seiten der Autoritäten ertragen werden mussten brutale Vertreibungen und Gewaltakte ertragen mussten.

Agrarkonflikte und Territorialrechte: Im Bundesstaat Oaxaca überdauert eine große Anzahl von Agrarkonflikten: 600 Territorialkonflikte, von denen 10% als sehr intensiv angesehen werden. Viele der Konflikte führten zu Zusammenstößen in den Regionen Sierra Sur, Mixteca, Costa und Papaloapán; Gebiete in denen mindestens 7 Tote registriert wurden, die gleiche Anzahl an Verletzten, 60 vertriebene Familien und 5 angezündete Häuser. 

Verbrechen gegen Frauen: Während des Jahres 2005 wurden im Bundesstaat Oaxaca 46 Verbrechen gegen Frauen registriert, was den Bundesstaat auf den dritten Platz in Bezug auf die Häufigkeit von Frauenmorden bringt. Im Verlauf der aktuellen Administration wurden 14 Verbrechen gegen Frauen verfolgt. 

Zerstörung des friedlichen Zusammenlebens: In Oaxaca neigen die sozialen und politischen Probleme dazu, sich zu vertiefen, was an der schlechten Gewaltenteilung, der nur teilweisen Nutzung des Gesetzes, der Verfolgung von sozialen Führern und der Teilnahmslosigkeit der Regierung gegenüber innergemeindliche Konflikte liegt. All das verstärkt die Zerstörung des sozialen Zusammenlebens und zerstört den Frieden im Bundesstaat Oaxaca. 

Diese Aufzählung zeigt uns, wie schwerwiegend die Umstände sind, die der Bundesstaat durchmacht, uns zeigt sich ganz klar eine politische Krise und eine Kette sozialer Instabilität, die die Regierungsfähigkeit des Bundesstaates zerstört. In Oaxaca wurde der Verfassungsfrieden gestört und die Legalität und der Rechtsstaat wurden verletzt.”

VIII.
DER AKTUELLE SOZIALE KONFLIKT IM BUNDESSTAAT OAXACA
Der soziale Konflikt in Oaxaca hat seinen Ursprung in den Arbeitsforderungen der Lehrergewerkschaft (Sektion 22 des Sindicato Nacional de Trabajadores de la Educación -SNTE- ), die am 22 Mai 2006 begannen und später zu einer sozialen Massenmobilisierung gegen die Regierung des Bundesstaates führten, durchgeführt durch die Asamblea Popular del Pueblo de Oaxaca (APPO). Diese startete einen friedlichen Protest, um die Regierung des Bundesstaates dazu zu bringen, die Forderungen nach Arbeitsverbesserung, nach einem ökonomischen Ausgleich, sowie verschiedenen Hilfen für Schüler und Stärkung der Bildungsinfrastruktur, zu erfüllen.
Nach einer 23tägigen Demonstration der Lehrer im Zentrum von Oaxaca und im restlichen Bundesstaat verschlechterte sich die Situation stark nach den traurigen Ereignissen des 14. Juni 2006, als der aktuelle Gouverneur des Bundesstaates, Herr Ulises Ramírez Ortiz, den Bundesstaatsstreitkräften befahl, gewaltsam das Zentrum der Stadt von Oaxaca zurückzuerobern und es eine bedeutende Anzahl von Toten und Verletzten gab. Dieser Tag markiert den Anfang einer gewaltätigen Polizeiaktion, um tausende von Lehrern aus dem historischen Zentrum der Stadt zu vertreiben. 3500 Polizisten der policía ministerial, der policía preventiva und den Grenadieren des Bundesstaates von Oaxaca führten diese Aktion durch. Sie attackierten die Bevölkerung mit Tränengas, Rauchgranaten, Betäubungsgranaten und Feuerwaffen. Die Polizei machte gleichzeitig das Gebäude der Lehrergewerkschaft dem Erdboden gleich und zerstörte die Einrichtungen vom “Radio Plantón”, dem Gemeinderadio der Lehrer.

Nach der Vertreibung wurden, laut Berichten des Gesundheitsamt des Bundesstaates und des Roten Kreuzes, 113 verletzte Personen registriert, verletzt wurden sie durch Tränengas und Schläge. Gleichzeitig wurden zwischen dem 14. und 15. Juni Organisationen wie LIMEDDH in Oaxaca und das Zentrum zur Beratung der Ureinwohnervölker eingeschüchtert, bedrängt und bedroht. 

Von diesem Moment an streikten die Lehrer der Stadt Oaxaca mit einigen Versuchen des Dialoges mit der lokalen Regierung, um ihre Forderungen zu erörtern. Ohne Zweifel wurde dieser am 19. Juni zerstört, nachdem die Bundesregierung es ablehnte, die Gespräche fortzuführen, und seit dem 6. August 2006 wuchs die soziale Bewegung ungemein.

Die Kommision hat Informationen aus dem Monat August, dass Herr Marcos García Tapia, Student und Anhänger der Asamblea Popular del Pueblo de Oaxaca (APPO) und verschiedene Mitglieder des Movimiento de Unificación de Lucha Trique Independiente (MULTI), Teil der APPO ermordet wurden. Des weiteren wurde der Herr Catarino Torres Pereda, Repräsentant einer Ureinwohnerorganisation, dem Comité de Defensa Ciudadana (CODECI), willkürlich verhaftet.

IX.
ERHEBUNGEN IN LOCO DER INTERNATIONALEN UNTERSUCHUNGSKOMMISION DER FIDH

Die internationale Untersuchungskommission der FIDH ist äußerst bestürzt über die andauernde Welle der Gewalt im Bundesstaat von Oaxaca, unter anderem über die Repression gegenüber der sozialen Bewegung der Lehrer und eines großen Spektrums von BürgerInnen, die bessere Arbeits- und soziale Bedingungen anstreben. 

Sie hat auch die vielen Anklagen, die die FIDH vorher erreicht haben, festgestellt und bestätigt. Konkret betrifft dies die exzessive Ausübung öffentlicher Gewalt, die Verletzung der Rechte auf Leben, Freiheit und Integrität der Personen, die Fälle der Entführungen, willkürliche Verhaftungen und Folterungen, den Druck auf die Medien sowie andere Umstände, die aus der Sicht der Menschenrechte eine Verletzung der Würde des Menschens bedeuten und genauso unsere Missbilligung verdienen. 

· Übermäßige Gewaltanwendung: 

Die Kommission hat die Anklagen über eine übermäßige Gewaltanwendung, besonders von Teilen der Polizei des Bundesstaates von Oaxaca während der gewaltsamen Vertreibung der Lehrer und ihrer Familien aus dem historischem Zentrum der Stadt am 14. Juli 2006, bestätigt. 

Tatsächlich war die intensive und vorsätzliche Gewaltanwendung der öffentlichen Hand – mittels Feuerwaffen, Gas und Rauchgranaten, die auch aus Helikoptern herausgeworfen wurden – war übermäßig und es wurden die etablierten Standards der internationalen Gesetze in diesem Bereich missachtet.

Die Gewalt stand in keinem Verhältnis zum dargebotenen Widerstand der Personen die vertrieben werden sollten, damit wurde deren Recht auf persönliche Unversertheit und Sicherheit verletzt und es gab viele Verletzte.

Die Kommission ist nicht über die Existenz von offiziellen Untersuchungen zur Identifizierung und rechtmäßigen Bestrafung einzelner Täter, die für diese Handlungen verantwortlich waren oder, je nach Fall, auch zur Verhängung von entsprechenden Sanktionen wie zum Beispiel die Anordnung von Maßnahmen, die eine Wiederholung von ähnlichen Taten verhindern, informiert.

· Verletzung des Rechts auf Leben: 

Trotz der eingegangenen Verpflichtung des mexikanischen Staates als Mitglied des internationalen Paktes für die bürgerlichen und politischen Rechte und der Pflichten und Rechte (PIDCP)
, die in der Verfassung des freien und souveränen Bundesstaates von Oaxaca
 festgelegt sind, hat die Kommision die Verletzung des Rechtes auf Leben durch die Ermordung der Herren José Jiménez Colmenares und Lorenzo San Pablo Cervantes belegt. 

Den Fall des Herr Lorenzo San Pablo Cervantes betreffend hat die Kommision bestätigt, dass am vergangenen 21. August der Architekt Lorenzo San Pablo Cervantes zur offiziellen Radiostation “La LEY 710 AM” ,die vorher von der Asamblea Popular del Pueblo de Oaxaca (APPO) eingenommen worden war, ging. Angesichts des Auftauchens von vielen Polizisten mit Feuerwaffen begab er sich in die nähere Umgebung der Station, zu der Zeit begann eine Schiesserei und eine Kugel traf ihn in den Rücken. 

Herr Lorenzo San Pablo Cervantes starb am 22. August im Morgengrauen im Operationssaal des Bürgerkrankenhauses “Aurelio Valdivieso”, er hinterlässt 3 Waisenkinder im Alter von 19, 22 und 25 Jahren.
Den Fall des Herrn José Jiménez Colmenares betreffend: Am 10. August 2006 wurde das Feuer auf einen friedlichen Demonstrationszug eröffnet, der für die Freilassung und das Aufzeigen von Personen, die bisher als verschwunden galten, durchgeführt wurde. An der Demonstration nahmen um die 20.000 Personen teil.

Herr José Jiménez Colmenares, von Beruf Mechaniker, der in Begleitung seiner Frau, der Lehrerin Frau Florina Jiménez, auf der Demonstration war, wurde von 9 Schüssen getroffen, die von einem Geschäft gegenüber des Tatorts aus abgefeuert wurden. Mehrere Personen aus der Demonstration drangen in das Geschäft ein, sie fingen schnell die wahrscheinlichen Täter und die Waffen, diese übergaben sie dann später der zuständigen Stelle. 

Die Kommission hat die Information, dass die verdächtigen Personen nachher wieder freigelassen wurden, es war nicht möglich, von den Beamten eine Mitteilung zu erhalten, ob eine Ermittlung im Gange ist. Die Kommission möchte hervorheben, dass das Fehlen von Untersuchungen von Verbrechen, die die Verletzung der Menschenrechte beinhalteten, selbst eine Verletzung darstellt der Staatspflicht, die sich aus den internationalen Verträgen über die Menschenrechte ergibt. Des weiteren ist es ein Anreiz für eine eines Rechtsstaates unwürdige Straffreiheit.

· Entführungen, willkürliche Verhaftungen und Folterungen

Die Kommision hat aufgezählt, dass es sich in den Fällen der Herren Ramiro Aragón Pérez, Elionai Santiago Sánchez, Juan Gabriel Ríos, Erangelio Mendoza González, Germán Mendoza Nube, Leobardo López Palacios und Eliel Vasquez Castro, um Entführungsaktionen zu deren Schaden handelt und dass viele Aktionen von vermutlichen Bundesstaatsvertretern in Zivil oder von Einzelnen begangen wurden, die sich nicht ausgewiesen haben und nie einen Haftbefehl vorzeigten. 

Die genannten Personen wurden Opfer von verletzender physischer und psychischer Gewalt, wie es die Zeugenaussagen, Fotografien und Arztberichte zeigen.

Die Kommission hat ebenfalls angemerkt, dass die Personen, die auf diese Weise verhaftet worden waren, ab dem Zeitpunkt der Festnahme nicht mit einem Anwalt oder Familienmitglied reden konnten. 

Der von Teilen der Staatsvertreter durchgeführte Auftrag des Verschwindenlassens, die willkürlichen Verhaftungen, Foltern und schlechte Behandlung geschehen im Bundesstaat von Oaxaca, bedeutet eine deutliche Verletzung der internationalen Pflichten des mexikanischen Staates in Sachen Menschenrechte. 

Die Regierung ist in diesem Fall verpflichtet, solche Praktiken zu bekämpfen und dies effektiv und schnell, und den Opfern zu garantieren, dass sie Gerechtigkeit und eine entsprechende Entschädigung erhalten.

Die Kommission hat bemerkt, dass ein Teil der oben genannten Personen mit der Anschuldigung verklagt wurden, sie besäßen Waffen ohne Waffenschein, was von diesen abgestritten wird und dass diese Anschuldigung – wie es von verschiedenen Quellen bestätigt wird – relativ häufig dazu benutzt wird, um Beweise gegen oppositionelle soziale Anführer zu konstruieren.

Die Beamten sind verpflichtet, dies zu untersuchen und in für eine solche Praxis Verantwortlichen zu bestrafen. Soweit es die Fälle der genannten Personen betrifft, möchte die FIDH ihrer Bitte an die Autoritäten wiederholen, damit der Zugang zu einem angemessenen legalen Prozess garantiert ist.

· Verletzung der Meinungsfreiheit und des Rechts, zu informieren und informiert zu werden. 

Die Kommission hat die Belästigung und Zerstörung von nicht offiziellen Radiostationen, konkret von Radio Plantón und Radio Universidad, festgestellt, was eine Verletzung der Meinungsfreiheit und des Rechts, zu informieren und informiert zu werden, bedeutet
. 

· Einschüchterungen. 
Die Kommision ist besorgt über die Ereignisse in Rincón Bajo in der Sierra de Juárez, die im Zusamenhang mit dem Auftauchen von vermutlich bewaffneten Gruppen und der Präsenz von Militär in diesem Gebiet zusammenhängen. 

Ende August 2006 tauchte in der Sierra de Juárez eine Truppe vermutlicher Guerilla auf und gab an, die Bewegung für den Rücktritt vom Governeur Ulises Ruiz zu unterstützen. Es ist wichtig hervorzuheben, dass es verschiedenen Quellen entsprechend niemals vorher Informationen oder Wissen über die Präsenz einer Guerillatruppe in diesem Gebiet gegeben hatte. 

Am Nachmittag des Samstags, 2. September, drei Tage nach dem Auftauchen der vermutlichen bewaffneten Guerillatruppe in der Strasse von Tuxtepec, Oaxaca, tauchten wiederum 12 Autos der Streitkräfte aus Minatitlán, Veracruz, in der Gemeinde von San Gaspar Yagalaxi, Ixtlan auf und stellten sich gegenüber der Gemeinde Lachixila auf, angeblich um Arbeit für den Kampf gegen den Drogenhandel zu machen. 

Die Kommission der FIDH wurde während ihrer Besuche in Sierra Juárez darüber informiert, dass es in den letzten 10 Jahren keine Anwesenheit von Militär in diesem Gebiet gegeben hatte, auch keine Antidrogenaktionen. Ihrerseits sind keine möglichen Resultate dieser Antidrogenaktion bekannt, die durch diese Militäraktion erreicht worden wären, so dass große Zweifel über die wirklichen Gründe der Operation aufwirft. 

Diese Tatbestände vergleicht sie mit Ereignissen, die vor 10 Jahren im Zusammenhang mit Militärpräsenz, die damals auch in den Gemeinden von Rincón Bajo der Sierra Juárez und von der gleichen Militärbasis in Minatitlan aus stattfand. Nach Informationen der Kommission, waren es 38 Autos der mexikanischen Streitkräfte und 2 Helikopter der Artillerie, die natürlich im Handumdrehen zusammen mit Bundesstaats- und Justizpolizei die Gemeinde Lachixila einnahmen. Sie verhafteten ohne Haftbefehl 9 Gemeindemitglieder der Unión Indígena Zapoteca Chinanteca “Emiliano Zapata”. 

Die Verhafteten wurden per Hubschrauber in Sicherungsverwahrung in der Nähe von “Loma Bonita” gebracht, wo sie gefoltert und gezwungen wurden, Erklärungen zu unterschreiben, dass sie Teil der bewaffneten geheimen Bewegung Ejercito Popular Revolucionario (EPR) seien. Es ist wichtig zu erwähnen, dass während der gesamten Operation keine Beweise gefunden wurden, was erklärt, warum sie wenig später entlassen wurden. 

Später gingen die genannten Gemeindemitglieder freiwillig zum Staatsanwalt, um ihre Geständnisse zurückzuziehen, mit dem Argument, dass diese ungültig wären, da sie unter Folter erpresst wurden. Der Staatsanwalt nahm neue Geständnisse auf, aber die alten Geständnisse wurden nie herausgegeben, blieben also in den Händen der Beamten. Somit bleibt die Möglichkeit, sie später gegen die 9 zu benutzen. Dies wurde nicht ausgenutzt, aber es bleibt die Möglichkeit von neuen Verhaftungen auf Basis der ersten Geständnisse. 

In diesem Zusammenhang drückt die Kommission der FIDH ihre Besorgnis über die erneute Präsenz von Militär in der Sierra Juarez aus. Anscheinend sind sie für eine Operation zur Bekämpfung des Drogenhandels da, wobei es bis heute nicht möglich war, Information über Resultate zu kriegen. 

In Anbetracht dessen, dass sie 1996 die 9 Gemeindemitglieder entführten, die heute bei der APPO sind, fühlen sich diese unwohl durch die latente Bedrohung, dass gegen sie Haftbefehle vorliegen könnten, die sich auf vor 10 Jahren unter Folter gemachte Geständnisse beziehen. 

Die internationale Kommission der FIDH hat keine Informationen, dass es eine offizielle Untersuchung zu dem Geschilderten gibt, in der versucht worden wäre, die Verantwortlichen zu finden und deren Taten juristisch einzudämmen.

X.
EMPFEHLUNGEN

Auf den gemachten Beobachtungen und den vorher geschilderten Situationen auf den besonderen Besorgnissen basierend gibt die Kommision der FIDH den mexikanische Bundesstaats- und Bundesautoritäten die folgenden Empfehlungen:

· Die weit verbreitete Straffreiheit stoppen, was die Verletzung der ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte in Oaxaca anbelangt, einen Weg öffnen für die Entwicklung von Strategien, die die Interessen der Mehrheit bevorzugt, die heute vom Wohlbefinden und der Entwicklung ausgeschlossen sind und die Bedingungen wiederherstellt, die wichtig sind, um die ethischen Werte der Gesellschaft wieder herzustellen und die Demokratie, den Rechtsstaat und den inneren Frieden in ganz Mexiko zu konsolidieren. 

· Auschluss der Benutzung von öffentlichen Gewalt zur Konfliktlösung,wie sie heute zur Konfrontation der Gesellschaft von Oaxaca mit den Autoritäten des Bundesstaates führt.

· Den Weg des Dialoges bevorzugen, um den aktuellen Konflikte besser zu lösen, wobei jederzeit garantiert werden sollte, dass die Aufgaben des mexikanischen Staates,die Menschenrechte zu respektieren, zu gewährleisten, vorzubeugen und sie zu beschützen, erfüllt wird..

· Den grössten Respekt gegenüber den momentan Verhafteten zu garantieren. Insbesondere betrifft dies die Kontrolle der Verhaftungsumstände, die Respektierung des Prinzips der Unschuldsvermutung, den uneingeschränkten Zugang zu Mitteln der Verteidigung und die Unparteilichkeit und Zügigkeit der laufenden Prozesse. 

· Es sollte sofort eine komplett umfassende und überparteiliche Untersuchung über die Vorkommnisse, insbesondere zur Behauptung der extremen Gewaltanwendungen, des Angriffs gegen Zivilisten mit Feuerwaffen, Fälle von Folter und willkürliche Verhaftungen, durchgeführt werden, deren Ziel es wäre, die Verantwortlichen zu finden und sie vor ein unparteiisches Gericht zu bringen, das passende Strafen verhängen kann und angemessene Mittel zur Wiedergutmachung und Vermeidung von Tatwiederholung findet. 

· Die internationale Verträge über die Menschenrechte gegenüber dem internen Recht anerkennen. In diesem Sinne sollten die notwendigen Gesetzesreformen in den Gesetzen des Bundesstaates von Oaxaca vorangetrieben werden mit dem Ziel, die Menschenrechte anzuerkennen.

· Die Unparteillichkeit des Justizapparates und die Effektivität seiner Organe garantieren.

· Bildungskampagnen im Zusammenhang mit Menschenrechten unter den Funktionären des Bundesstaates durchführen, deren Schwerpunkt die Erfüllung der bundesstaatlichen Aufgaben mit Blick auf die Verbesserung der Formalien und die Förderung von Freiwilligkeit auf diesem Gebiet, mit Blick auf die Förderung und Respektierung der Menschenrechte.

· Die erforderlichen Gesetze durchsetzen, die notwendig sind, um die Forderungen, die von den Systemen zum Schutze der Menschenrechte und den Menschenrechtsorganisationen, auf dem Gebiet der Menschenrechte erhoben wurden, zu erfüllen. 

· Der Tatsache Rechnung tragend, dass das Klima der Gewalt und Feindschaft gewachsen ist, und weil die Kommission der FIDH nach Durchführung ihrer Untersuchung im Nachhinein erfahren hat, dass der Lehrer der primaria indígena (Grundschule der Ureinwohner) Herr Pánfilo Hernández in der Nacht vom 18. Oktober mit drei Kugeln im Bauch ermordet worden ist, als er ein Treffen der APPO verließ, richtet die FIDH das dringende Ersuchen an die Regierung, sofort eine Untersuchung zur Beleuchtung des Falles in die Wege zu leiten, um die mittelbaren und unmittelbaren Täter ausfindig zu machen, zu verurteilen und zu bestrafen.
XI. ANHANG

ANHANG 1

ERGÄNZENDE  INFORMATION
· Der Fall der Herren Ramiro ARAGON PEREZ, Elonai SANTIAGO SANCHEZ und Juan Gabriel RIOS
Am 10.August wurden in der Morgendämmerung wurden Herr Ramiro Aragón Pérez, national bekannter Biologe, und auch die Lehrer von einer der escuelas primarias (Grundschulen) von Santo Domingo Teojomulcoder Herr Elonai Santiago Sánchez und Herr Juan Gabriel Ríos aus dem Stadtteil San Felipe del Agua in der Stadt Oaxaca entführt.

Nach der Aussage verschiedener Informationsquellen haben zivil gekleidete und mit Feuerwaffen ausgestattete Personen die Entführung dieser Personen durchgeführt, ohne einen Haftbefehl vorzuzeigen. Die Drei wurden brutal ins Gesicht und auf den Rücken geschlagen, was  bedrohliche Schwellungen der Augen, Schwellungen im Gesicht, Spuren von Schlägen im Rücken, offene Wunden an verschiedenen Stellen und im Falle des Lehrers Elonai Santiago Sánchez einen tiefen Schnitt am linken Ohr verursacht durch eine kaputte Glasflasche bewirkte und beinahe zum Verlust des Ohres geführt hätte, dies wurde durch  Fotobeweise und medizinische Untersuchungen, die Teil des juristischen Verfahrens sind, bestätigt. 

Die Personen hatten die Ausweise der drei Opfer sowie der Frau von Ramiro Aragón Pérez, der sich mit im Portmonee ihres Mannes befand, in ihrem Besitz. Mit Hilfe dieser Informationen terrorisierten  sie physisch und psychisch ihre Opfer, indem sie ihnen und ihren Angehörigen Gewalt und Tod androhten.

Am gleichen Tag wurden die Drei von Teilen der Policía Preventiva des Bundesstaates in der Nähe von San Felipe del Agua, Oaxaca, verhaftet. Die Drei wurden am nächsten Tag ins Gefängnis von Ejutla de Crespo, Oaxaca, gebracht. Sie waren alle drei in einem sehr bedrohlichen Zustand, schwer verprügelt und mit deutlichen Spuren, dass sie Opfer von gewaltsamer Behandlung und Folter waren.

Die Kommission der FIDH hat keine Informationen von den offiziellen Stellen bekommen, dass es eine möglicherweise noch laufende Untersuchung der Zusammenhänge zwischen der Folter und der sofortigen Verhaftung der oben genannten gibt. 

Momentan sind die Herren Leonardo Elonai Santiago Sanchez und Juan Gabriel Rios nach Zahlung einer Kaution frei, ihnen wird der Besitz von Feuerwaffen ohne Waffenschein vorgeworfen. 

Herr Aragón Castro befindet sich derzeit im Gefängnis von Oaxaca.  Am 18.August hieß es laut Gerichtsakte, dass er verdächtigt wird, Feuerwaffen, die nur beim Militär benutzt werden, zu besitzen.

· Fall 2: Die Herren Germán MENDOZA NUBE, Leonardo LOPEZ PALACIOS und Eliel VASQUEZ CASTRO

Am 9. August 2006 um 13:00 Uhr wurden der Lehrer Germán Mendoza Nube, Anführer der Frente Popular Revolucionario, Mitglied der 22 Sektion der SNTE und Gründer der Comisión Magisterial de Derechos Humanos (COMADH) zusammen mit Herrn Leonardo López Palacios, der ihn  aufgrund der pysischen Behinderung des Lehrers begleitete, und  Herrn Eliel Vásquez Castro, der sie vor seinem Haus zusammen mit seiner Frau und Baby erwartete, entführt.

Während sie dem Lehrer in der Nähe des Hauses halfen auszusteigen, tauchten ein blauer Van und zwei Autos(ein Jetta) auf, in denen insgesamt 30 in zivil gekleidete und mit langen und kurzen Feuerwaffen ausgestattete Personen saßen. Sie entführten die Drei, ohne einen Haftbefehl zu zeigen, mit brutalen Schlägen, die den Lehrer Germán Mendoza Nube besonders stark trafen. Nach den Aussagen nahmen die Personen keine Rücksicht auf die pysische Situation von Herrm Mendoza,  der seit mehr als 15 Jahren im Rollstuhl sitzt und ernste gesundheitliche Probleme hat, alle drei wurden mit Schlägen zum Einsteigen gezwungen und in den Kofferraum des Vans geschleudert. Die Angreifer warfen den Rollstuhl weg und entfernten die Sonde, die der Lehrer aufgrund seiner Nierenprobleme und seiner Diabetes braucht.

Nach den Zeugenaussagen wurden die Drei zum Flughafen von Oaxaca gebracht und in einen Hubschrauber verladen, der sie dann zum Gefängnis von Tlacolula brachte. Nach den Aussagen wurden sie während der Reise psychisch gefoltert, indem ihnen angedroht wurde, sie aus dem Hubschrauber zu werfen. 

Die Herren LOPEZ PALACIOS und Eliel VASQUEZ CASTRO wurden um 21:00 gegen eine Kaution unter der Anklage, Waffen ohne Waffenschein zu besitzen, freigelassen. 

Der Lehrer Germán MENDOZA NUBE wurde ins Gefängnis von Miahuatlán, Oaxaca verlegt, wo er die Nacht ohne Verpflegung, medizinische Hilfe und ohne Hilfe, den Urinbeutel zu lehren, weshalb er in seinem Urin schlafen musste, verbrachte. Momentan ist er immer noch im Gefängnis von Miahuatlán, Oaxaca. Es scheint, als ob sie die Anklage des Mordes aus der  Akte 86/205 wieder aufgenommen haben, wofür er damals freigesprochen worden war, nachdem die Daten damals verschwunden waren. 

Rufen wir uns den Gesundheitszustand des Lehrers vor Augen, der durch Folter verkrüppelt ist, älter als 80 ist, außerdem Diabetiker ist und an einer Niereninsuffizienz leidet, wegen der er eine regelmäßige Dialyse braucht. Sie haben ihn gewaltige Runden drehen lassen, bevor sie ihn zum Gefängnis von Miahuatlán brachten, nachdem er erst bis Puebla verschleppt wurde , um dann wieder zurück nach Oaxaca gebracht zu werden. 

· Fall 3: Herr Erangelio MENDOZA GONZALEZ
Am 11. August 2006 gegen 10 Uhr wurde Herr Erangelio Mendoza González, ehemaliger Hauptsekretär der 22. Sektion der SNTE, von drei nicht identifizierten Männern entführt, während er  mit noch zwei Personen Auto fuhr. Er wurde von den drei bewaffneten Herren brutal aus dem Auto geholt und in ein Auto ohne Kennzeichen verfrachtet. Er fühlte sich bedroht und angegriffen.

Er wurde in einen Helikopter verladen, dabei geschlagen, mißhandelt und psychisch wie physisch gefoltert, bis er die regionale Haftanstalt von Cuicatlán erreichte. Er wurde nicht medizinisch behandelt und war  bis zum Montag den 14. August (mehr als 72 Stunden seit seiner Verhaftung) in Einzelhaft, als er erst erfuhr, wofür er angeklagt ist.

Am 16. des gleichen Monates wurde ihm offiziell schwerer Raub und Beschädigung von fremden Eigentum vorgeworfen.

Eine der grössten juristischen Ungereimtheiten bezüglich der Verantwortung von Herrm Mendoza für das Delikt, fremdes Eigentum zerstört zu haben, ist die einfache Tatsache, dass zwei Personen gehört haben wollen, dass auf den Befehl von Herrm Mendoza ein Bus angezündet wurde. Die Zeugen erklären nicht, dass Herr Mendoza anwesend war. Dazu kommt, dass der Fahrzeugbesitzer nie Anklage erhoben hat, weswegen sie eigentlich keine Klage wegen Wiedergutmachung des Schadens durchführen können. 

VERLETZUNG DES RECHTS AUF MEINUNGSFREIHEIT 
Bedrohung und Zerstörung von alternativen Rundfunktstationen:
· Radio Plantón
· Am 14. Juni, dem Tag der versuchten Vertreibung von Plantón (Dauerkundgebung), gegen 7:00 Uhr riss die Polizei das Gebäude der Lehrergewerkschaft nieder und zerstörte die Einrichtungen von Radio Plantón, ein freies und Gemeinderadio. Das Material für die Übertragung wurde beschlagnahmt, die Einrichtungen wurden mit Gewalt zerstört und 7 Personen verhaftet. Einer der  Punkte aus der Bittschrift der Lehrer ist die Anerkenung von Radio Plantón, freies und Gemeinderadio, das zu einer Station für die soziale Bewegung in Oaxaca wurde. 
· Radio Universidad
· Am 22 Juli wurden die Einrichtungen von Radio Universidad von einer Gruppe von um die 20 Unbekannten gegen 21:15 Uhr angegriffen. Die Gruppe war in schwarz gekleidet und hatte die Gesichter mit Halstüchern und Sturmmasken verborgen. Sie kam mit einem Kombi und einem Pick Up. Sie parkten gegenüber des Radios, das sich in der Universidad Benito Juárez de Oaxaca (UABJO) befindet. Am 8.August wurde das Radio abermals Opfer einer Attacke, die diesmal ihr Ziel erreichte und die Übertragung total verhinderte. Verschiedene Personen wurden Tage später als Infiltranten identifiziert; Carlos Alberto de Paz Vásquez, Salvador Jiménez Baltazar und René Vásquez Castillejos, haben zusammen mit zwei weiteren Kameraden einen städtischen Bus angezündet, um die Aufmerksamkeit vom Inneren der Einrichtung abzulenken und das dann auszunutzen, um Säure über die Übertragungsanlage zu schütten.

· Alberto de Paz Vásquez gibt seine Beteiligung an der Attacke auf das Radio zu und gibt an, dass er von einer Person, die er nur vom Sehen her kannte gegen 500 Pesos 35 Euro) dazu verpflichtet wurde. 

ANHANG  2

Auszüge aus dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte     [Auslassungen]

Artikel 2

1. Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die in diesem Pakt anerkannten Rechte zu achten und sie allen in seinem Gebiet befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Personen ohne Unterschied insbesondere im Hinblick auf die Rasse, Hautfarbe,  Geschlecht,  Sprache, Religion, politische oder sonstige Anschauung, nationale oder sozialen Herkunft,  Vermögen,  Geburt oder den sonstigen Status zu gewährleisten. 
2. Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, im Einklang mit seinem verfassungsmäßigen Verfahren und mit den Bestimmungen dieses Paktes die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um die gesetzgeberischen oder sonstigen Vorkehrungen zu treffen, die notwendig sind, um den in diesem Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit zu verleihen, soweit solche Vorkehrungen nicht bereits getroffen worden sind. 

Artikel 6

1. Das Recht auf Leben ist dem Menschen innewohnend. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. Niemand darf willkürlich seines Lebens beraubt werden.
Artikel 7

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden. (…)

Artikel 9 

1. Jedermann hat ein Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden. Niemandem darf seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus gesetzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens. 
2. Jeder Festgenommene ist bei seiner Festnahme über die Gründe der Festnahme zu unterrichten und die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen sind ihm unverzüglich mitzuteilen. 
3. Jeder, der unter dem Vorwurf einer strafbaren Handlung festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, muss unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Amtsperson vorgeführt werden und hat Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb angemessener Frist oder auf Entlassung aus der Haft. (…) 

4. Jeder, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen ist, hat das Recht, ein Verfahren vor einem Gericht zu beantragen, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheiden und seine Entlassung anordnen kann, falls die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist. 
Artikel 10

1. Jeder, dem seine Freiheit entzogen wurde, muss menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Würde behandelt werden. 
Artikel 14 

(…) 2. Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat Anspruch darauf, bis zu dem im gesetzlichen Verfahren erbrachten Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gelten. 

3. Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat in gleicher Weise im Verfahren Anspruch auf folgende Mindestgarantien:
a) Er ist unverzüglich und im Einzelnen in einer ihm verständlichen Sprache über Art und Grund der gegen ihn erhobenen Anklage zu unterrichten;

b) Er muss hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung und zum Verkehr mit einem Verteidiger seiner Wahl haben; 

c) Es muss ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil gegen ihn ergehen; 

d) Er hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu verteidigen oder durch einen Verteidiger seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen Verteidiger hat, ist er über das Recht, einen Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; fehlen ihm die Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist; 

(...)

g) Er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.
Artikel 17

1. Niemand darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.
2. Jedermann hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.
Artículo 19

1. Jedermann hat das Recht auf ungehinderte Meinungsfreiheit.

2. Jedermann hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder andere Mittel eigener Wahl sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben. 

Artikel 21 

Das Recht, sich friedlich zu versammeln, wird anerkannt. Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind.

ANHANG 3

Auszüge aus der Verfassung des freien und souveränen Bundesstaat von Oaxaca [Auslassungen]

Artikel 5.- Niemand darf verhaftet, getötet oder seiner Besitztümer oder Rechte enteignet werden, es sei denn, er ist von einem ordentlichen Gericht den geltenden Gesetzen entsprechend rechtsmäßig schuldig gesprochen worden.
Artikel 8.- In jedem Strafverfahren hat der Beschuldigte die folgenden Rechte: (…) II. Er ist nicht zur Aussage verpflichtet. Jede Form der Isolierung, Einschüchterung oder Folter ist durch die Gesetze verboten und muss bestraft werden.  Aussagen vor jeder Autorität oder des Richters oder vor Gericht ohne die Anwesenheit des Anwaltes verlieren alle ihre Gültigkeit.

Artikel 9.- Vor dem Beginn des Prozesses werden sie über die Verfassungsrechte die zu ihren Gunsten sind  und über das Recht auf eine angemessene Verteidigung, durch einen Anwalt oder eine Vertrauensperson informiert. Wenn sie keinen Verteidiger benennen, weil sie nicht wollen oder nicht können, nachdem sie die Möglichkeit hatten, benennt der Richter einen Pflichtverteidiger. Außerdem haben sie das Recht, dass der Verteidiger bei allen Prozessschritten anwesend ist und dass sooft sie es für notwendig halten.
Artikel 11.- (…) Jede Person hat das Recht, dass durch die Gerichte Recht gesprochen wird, schnell und an den Orten und in den Belangen, die von den Gesetzen festgelegt sind. Die Entscheidungen werden schnell, komplett und unparteilich verkündet (…). 

Artikel 12.- (…) Im Gebiet des freien und souverenen Bundesstaates von Oaxaca hat jede Person das Recht auf den Schutz der Gesundheit.
Die Einwohner des Bundesstaates haben alle Garantien und Freiheiten, die in dieser Verfassung stehen, ohne Unterschied der Herkunft, Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politische Meinung, Zustand oder sozialer Aktivität.

Artikel 14.- Niemand darf belästigt werden, auch nicht seine Familie, Wohnung, Papiere oder Besitztümer, es sei denn, es liegt eine schriftlich Erklärung der zuständigen Autorität vor, die den legalen Rahmen diese Vorgehens erklärt und beweist. Es kann kein Haftbefehl ausgestellt werden, ausser vom Richter und nur wenn eine Anklage oder Strafanzeige eines Verbrechen nach dem Gesetz vorliegt, das mindestens mit Freiheitsstrafe bestraft wird und bei der dieses Verbrechen und Beweise gegen die Person vorliegen. Die Amtspersonen, die die Verhaftung durchführen, müssen den Beschuldigten so schnell wie möglich und unter strenger Sorgfalt einem Richter vorführen. Die Verletzung des vorher Genannten wird durchs Strafrecht bestraft. In Falle eines offenkundigen Verbrechen kann jede Person den Verbrecher verhaften, um ihn dann ohne Verzögerung einer Amtsperson und mit der gleichen Schnelligkeit dem Staatsministerium zu übergeben. Nur im dringenden Falle, wenn es um schwere Delikte nach Definition durch die Gesetze und wenn das begründete Risiko besteht, dass der Verdächtige vor der Justizaktion flieht oder wenn es nicht möglich ist vor der Justizbehörde zu erscheinen, wegen der Uhrzeit, den Ort oder den Umständen darf das Staatsministerium und in Verantwortung dessen, die Verhaftung des Beschuldigten veranlassen, mit Beweisen und einer Eklärung der Gründe dieser, im Falle der Dringlichkeit oder Offenkundigkeit darf der Richter, der den Fall des Verhafteten erhält sofort die Inhaftierung oder die Freilassung veranlassen. Niemand darf länger als 48 Stunden vom Staatsministerium festgehalten werden, in dieser Frist muss der Beschuldigte freigelassen oder einer Justizperson vorgeführt werden. Diese Frist kann verdoppelt werden ,wenn es sich um organisierte Kriminalität, die als solche vom Gesetz anerkannt ist, handelt. Alle Verletzungen des vorher Genannten wird nach dem Strafgesetz geahndet. 

Artikel 17.- Jede strenge oder schlechte Behandlung, die wärend der Verhaftung, Festnahme oder im Gefängnis geschehen, jede Abgabe oder Steuer im Gefängnis, jede ungerechtfertigte Belästigung die im Gefängnis geschieht, jede Vorenthaltung von lebensnotwendigen Sachen, sowie die Unterbringung an ungesunden oder unhygienischen Orten sind bezüglich der Personen, die dieses befehlen sowie der Personen, die sie durchführen, ein Grund diese vor die nach dem Gesetz zuständigen Amtspersonen zu bringen (…). 

Artikel 19.- Das Recht auf friedliche Vereinigung oder Versammlung egal aus welchem zulässigen Grund darf nicht beschnitten werden, aber nur die Bürger der Republik dürfen an politischen Angelegenheiten des Landes teilnehmen. (…) Die Minister der Kulte können niemals bei einem öffentlichen oder privaten Treffen als Versammlung noch bei kultischen Handlungen oder religiöser Propaganda die Grundgesetze des Landes, die Amtsinhaber insbesondere oder im  Allgemeinen die Regierung kritisieren. 

Für jede Art der politischen Gruppierung ist es streng verboten, in deren Namen einige Worte oder Anzeichen irgendeiner Verbindung zu irgendeiner religiösen Konfession zu haben. Es ist nicht möglich, politische Versammlungen in den Tempeln, die offen für das Abhalten von Kulten sind, zu machen.

Abgesehen von den zwei vorhergehenden Paragraphen darf keine Versammlung und kein Treffen, deren Ziel eine Bitte oder ein Antrag in Bezug auf eine Aktion eines Amtsinhabers für irgendeine Handlung einer Autorität ist, als illegal bezeichnet oder aufgelöst werden (…). 

Bericht











�		Siehe z.B.: Amnesty International, jährlicher Bericht 2006. Siehe � HYPERLINK "http://web.amnesty.org/report2006/mex-summary-esl" ��http://web.amnesty.org/report2006/mex-summary-esl�, Human Rights Watch, “Die Situation der Menschenrechte in Mexiko 2004, siehe � HYPERLINK "http://hrw.org/spanish/inf_anual/2005/mexico.html" \l "mexico"��http://hrw.org/spanish/inf_anual/2005/mexico.html#mexico�, Untersuchung zur Menschenrechtssituation in Mexiko, Aufruf der Red Oaxaqueña de Derechos Humanos vom 14. Juni 2006 an die lokalen und Bundesbeamten, die Menschenrechte von Demonstranten zu achten und zu garantieren”


2		Untersuchung zur Menschenrechtssituation in Mexiko, durchgeführt vom Hochkommissariat für Menschenrechte der Vereinten Nationen im Jahre 2003 in Mexiko. Siehe � HYPERLINK "http://www.cinu.org.mx/prensa/especiales/2003/dh_2003/index.htm" ��http://www.cinu.org.mx/prensa/especiales/2003/dh_2003/index.htm� 


�		“Deklaration von Quito über die Einklagbarkeit und Durchsetzung der ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten (DESC) in Lateinamerika und der Karibik”, verfasst von der interamerikanischen Plattform für Menschenrechte, Demokratie und Entwicklung (PIDHDD), die amerikanische Assoziation der Organe zur Förderung (ALOP), der internationale Bund der Menschenrechte (FIDH), die regionale interamerikanische Organisation der Arbeiter (ORIT) und das lateinamerikanische und karibische Komitee für die Verteidigung der Frauenrechte (CLADEM) am 24. Juli 1998.


�		Das Komitee für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen ist mit der Überwachung der Verpflichtungen, die der Pakt für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte (PIDESC) enthält, und mit der Einschätzung der besagten Rechte und Pflichten der Mitgliedsstaaten beauftragt. Das Komitee stützt sich in seiner ihre Arbeit auf viele Informationsquellen, darunter auf Berichte der Mitgliedsstaaten sowie von speziellen Organen der Vereinten Nationen sowie die internationale Arbeiterorganisation (ILO), die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), die Weltgesundheitsorganisation (WHO), die Organisation der VN für Landwirtschaft und Ernährung (FAO), das Flüchtlingshochkommissariat der VN (ACNUR), den Weltsiedlungsgipfel der VN (Hábitat) und andere. Ausserdem erhalten sie Berichte von nichtregierungsgebundenen Organisationen (NRO) und Gemeindebasisorganisationen, die in den Staaten arbeiten, die den Pakt schon ratifiziert haben, von internationalen Menschenrechtsorganisationen und ONG und anderen Organen der VN, die durch andere Verträge errichtet wurden, des weiteren beziehen sie sich auf allgemein zugängliche Literatur. Siehe hierzu die Informationsbroschüre Nr. 16 des Sekretariats des Hochkommissariats für Menschenrechte der VN, Informationsschrift Nr. 16 (Rev.1), Komitee für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte, unter � HYPERLINK "http://www.unhchr.ch/spanish/html/menu6/2/fs16_sp.htm"��http://www.unhchr.ch/spanish/html/menu6/2/fs16_sp.htm�.


�		E/C.12/MEX/CO/4. Abschließende Beobachtungen des Komitees für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen in der Befragung zur Information über Mexiko in der 36. Sitzungsperiode vom 1.-19.Mai 2006


�		Der Espacio DESC besteht aus 11 Menschenrechts- und Entwicklungsorganisationen, gebildet aus CMDPDH und LIMEDDH, Teilorganisationen der FIDH in Mexiko.


�		Siehe Veröffentlichung von Espacio DESC (ED), Mexiko, 12. Mai 2006, unter � HYPERLINK "http://www.pidhdd.org/article.php3?id_article=128" ��http://www.pidhdd.org/article.php3?id_article=128� 


� 	Siehe Verfassung des freien und soveränen Bundesstaat Oaxaca, Artikel 16.


� 		Ein Ejido ist ein Landeigentum mit kollektiver Benutzung.


� 		Der Plan Puebla Panamá ist ein Plan von 8 mittelamerikanischen Staaten zur Stärkung der regionalen Eingliederung und zur Impulsgebung für soziale und ökonomische Entwicklungsprojekte in den Bundesstaaten von Süd- Südost Mexiko und der Landenge von Zentralamerika. 


� 		Siehe Bericht des FIDH, Verfolgung der Menschenrechte in Mexiko, Nr 362/3 Juni 2003.


�			Red Oaxaqueña de Derechos Humanos, “VI Informe Situación de los Derechos Humanos en Oaxaca”, Dezember 2005. Das Red Oaxaqueña de Derechos Humanos besteht aus der Acción de los Cristianos para la Abolición de la Tortura, das Centro Regional de Derechos Humanos “Bartolomé Carrasco Briceño”, die Comisión Regional de Derechos Humanos “Mahatma Gandhi”, das Centro de Derechos Humanos “Ñu´Ji candí”, das Centro de Derechos Indígenas “Flor y Canto” und el Sequío Jurídico.


� 		Ihr Beispiel ist der Wechsel des Sitzes der Exekutive in die unmittelbare Nähe des Sekretariats für den Bürgerschutz in Santa María Coyotepec, während der alte Regierungspalast für offizielle Ereignisse und Feste des Governeurs benutzt worden war. Der Wechsel der Legislative, deren Gebäude in ein Theater verwandelt werden wird, brachte den lokalen Kongress dazu, das Theater Álvaro Carrillo zu besetzen, solange bis dessen neue Einrichtung in San Raymundo Jalpan fertig ist


�	Siehe den betreffenden Artikel in Anhang 2.


�	Siehe den betreffenden Artikel in Anhang 3.


�		Siehe Information in Anhang 1.
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